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Deutſchland. Frankfurt a. M. Amtliches. ** Frankfurt a. M. 
Nationalverſammlung, die poſener Frage. — Der Verfaſſungsausſchuß. — 
Militairgeſetz.— Die Friedensunterhandlungen mit Dänemark. — Hr. v. 
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Antrag über die Anerkennung der deutſchen Nationalverſammlung als ver: 
faſſunggebendes Organ Deutſchlands. Oldenburg. Die Entſcheidung 
des Landtags in der Civilliſtenfrage. — Amneſtie in Nassau. * Frank- 
furt a. M. Die italieniſche Frage. Hr. Duckwitz. Rieſenpetition aus 
Sachſen. — Die Rückgabe der Waffen an die Bürger. — Proviſoriſche 
Verordnungen in Betreff der Israeliten in Hamburg. Schleswig. Die 
Landesverſammlung. Die Kriegsſteuern. Centralverſammlung der Volks⸗ 
vereine in Kiel. Proteſt der Univerſität Kiel. 

Preußen. tt Berlin. Die Zuſammenſetzung der II. Kammer. Y Berlin. 
Die Wahlen zur II. Kammer. Berlin. Die Wahlagitation. Die Pro- 
vinzen. Die Enthüllungen. — Der Geſandte für Spanien. Die Ge— 
werbs⸗ und Handwerkerverhältniſſe. Die Bürgerwehr. — Die Stadtver⸗ 
ordneten in Berlin. — Die Kaufmannſchaft in Danzig. * Von der 
preussischen Weser. Wahlen in Minden. * Köln. Exceſſe. 

Handel und FInduſtrie. 


I Leipzig, 8. Febe. Die proviſoriſche deutſche Centralgewalt 
erklärt jetzt, daß die auswärtigen Verhältniffe die Fortdauer des im 
Februar v. J. von Bundes wegen ergangenen allgemeinen Verbots der 
Pferdeausführung nicht mehr nothwendig machen, und laßt den Regie⸗ 
rungen des halb freie Hand. Von der Nationalverſammlung iſt 
die von dem Gommiffar der Centralgewalt abgeſteckte Demarcations⸗ 
linie in Poſen dem Ausſchußantrage gemäß gutgeheißen worden. Zu 
Ausarbeitung der Entwürfe eines allgemeinen deutſchen Militairgeſetz⸗ 
buchs und des Verfahrens vor den Kriegsgerichten wird eine beſon— 
dere Commiſſion vom Reichsminiſterium gebildet. Bemerkenswerth 
find die Mittheilungen über die vom Verfaſſungsausſchuß über 88.1 
bis 3 der Reichsverfaſſung angeblich gefaßten Beſchlüſſe. In Ol⸗ 
denburg iſt die Frage über Civilliſte und Domainen durch Annahme 
des Vermittelungsvorſchlags der Miniſter von Seiten der Landesver— 
ſammlung glücklich erledigt worden. Aus Hannover wird von der 
Thätigkeit der mit aller Schwerfäalligkeit ihrer Geſchäftsordnung verhan- 
delnden Kammern berichtet. Die ſäch ſiſch e II. Kammer hat die Forter⸗ 
hebung der Steuern nach dem Finanzgeſetz von 1846 bis Ende Juni bewil— 
ligt; uͤber die Regierungsvorlage wegen Einführung der Grundrechte wird 
Näheres mitgetheilt. Sie faßt weſentlich die Wahrnehmung der Reciproti— 
tät ins Auge. In Baiern iſt der II. Kammer, die noch bei der Adreßbera— 
thung verweilt, der Entwurf zu der neuen Gerichtsverfaſſung vorgelegt 
worden. Im Großherzogthum Heſſen und in Schwerin war die Volks— 
vertretung mit Fragen beſchäftigt, die fi) auf das Verhältniß zur Natio- 
nalverſammlung beziehen. Alle Nachrichten aus Schleswig-Hol⸗ 
ſtein behalten in Bezug auf das Verhalten der Daͤnen ihre unfried⸗ 
liche Farbe, während in den Herzogthumern der Proteſte gegen eine 
Trennung von einander immer mehr werden. Nach Mittheilungen aus 
Frankfurt ſoll übrigens der Ritter Bunſen für die Friedensunterhand⸗ 
lungen von der Centralgewalt zwar für Selbftändigkeit Schleswigs, 


iber zugleich für deſſen Untrennbarkeit von Holſtein inſtruirt worden 


Oeſterreich ſind heute nur dürftige Berichte eingegangen. In Turin 
hat Karl Albert am 1. Febr. die neugewaͤhlten Kammern mit einer gerade 
nicht kriegeriſch gefaßten Thronrede eröffnet. Die nicht geglückten An⸗ 
träge deſſelben an Neapel, wenn ſie ganz ſo gegründet ſind, wie man 
ſie mittheilt, werden nicht ohne Einfluß dabei geweſen ſein. Ein vom 
Papft in Gaeta über die Lage des Kirchenſtaats gehaltenes geheimes 
Conſiſtorium ſcheint rathlos ſich getrennt zu haben. Im Uebrigen ſpielt 
das Zuſtandekommen des allgemeinen ifalienifchen Parlaments in Flo⸗ 
renz und andern Orten feine Rolle fort. Aus Liſſabon wird eine 
Veränderung in der Zuſammenſetzung des Miniſteriums gemeldet. Die 
franzöſiſche Nationalverſammlung hat fo zu ſagen das zuletzt 
mit 20 Stimmen in der Minorität gebliebene Miniſterium rehabilitirt, 
indem fie mit 102 Stimmen Mehrheit nun den Antrag auf eine Un- 
terſuchungscommiſſion wegen des 29. Jan. ganz abgewieſen hat. Die 
engliſchen Berichte enthalten nichts von beſonderer Wichtigkeit. 
Aus Neuyork melden die vom 23. Jan. eingegangenen Nachrich— 
ten den Abſchluß des Contractes über den Bau einer Eiſenbahn über 
die Landenge von Panama. 


Deutſchland. 

Frankfurt a. Ml., 6. Febr. (Amtlich.) In Erwägung erſtens, 
daß die auswärtigen Verhältniſſe, deren Lage nach den Ereigniſſen in 
Frankreich vom Februar v. J. am 8. März v. J. die deutſche Bun⸗ 
desverſammlung vermochte, an die Bundesregierungen das Erſuchen zu 
richten: „zur Sicherſtellung des Bedarfs an Pferden bei etwa erfoder- 
lich werdender Mobilmachung des einen oder des andern Bundesarmee— 
corps vorerſt die Ausführung von Pferden nach andern nicht zum 
deutſchen Bunde gehörigen Staaten zu unterſagen,“ gegenwärtig kei— 
nen Grund zur allgemeinen Fortdauer eines ſolchen Verbots darbieten; 
in Erwägung ſodann, daß die landwirthſchaftlichen Intereſſen mehrer 
deutſchen Staaten, namentlich Hannovers, Mecklenburgs, Oldenburgs, 
Luxemburgs, zufolge der Berichte der Regierungen dieſer Staaten, 
welche die Pferdeausfuhr wieder freizuſehen wünſchen, unter dem Ver: 
bote derſelben leiden, hat Se. kaiſerl. Hoh. der Erzherzog-Reichsver⸗ 
weſer auf den Antrag ſeines Miniſterraths am 27. Jan. 1849 beſchloſ⸗ 
ſen, den Regierungen der deutſchen Einzelſtaaten kundzugeben, daß die 
proviſoriſche Centralgewalt für Deutſchland in deſſen auswärtigen Ver⸗ 
hältniſſen keinen Grund mehr ſehe, ein allgemeines Pferdeausfuhrver— 
bot in den deutſchen Einzelſtaaten fortbeſtehen zu laſſen, und daher 
den Regierungen der Einzelſtaaten anheimſtelle, die von ihnen in Folge 
des Bundesbeſchluſſes vom 8. März v. J. erlaſſenen Verordnungen 
wieder aufzuheben. Der Reichsminiſter des Handels hat dieſe Kund- 
machung am genannten Tage durch Circularnote an alle deutſchen Re— 
gierungen vollzogen. 


** Frankfurt a. Ml., 6. Febr. In der heutigen Sitzung der 
deutſchen Nationalverſammlung wurde nach Verleſung des 
Protokolls und Erſtattung eines Berichts des volkswirthſchaftlichen 
Ausſchuſſes unmittelbar zur Berathung über die poſenſche Demar— 
cationslinie geſchritten. Der Ausſchußantrag lautete: „Die hohe 
Nationalverſammlung möge die vorbehaltene Genehmigung zu der im 
Auftrage der proviſoriſchen Centralgewalt vom Reichscommiſſar v. Schäf⸗ 
fer⸗Bernſtein feſtgeſtellten Demarcationslinie auf Grund des Beſchluſſes 
vom 27. Jul. v. J. ertheilen.“ Ferner waren folgende fünf Anträge ge— 
ſtellt: 1. Präjudicieller Antrag des Abg. Schmidt aus Löwenberg: 
Die Nationalverſammlung wolle beſchließen: 1) Die Specialkarte des de— 
markirten Theils der Provinz Poſen ſowie auch die Sprachenkarte der 
Provinz, welche beide der Reichscommiſſar Schäffer ⸗Bernſtein dem Reichs- 


fün. Aus Hamburg wird eine proviſoriſche Verordnung über Aus⸗ miniſterium unterm 18. Dec. v. J. hat zugehen laſſen, und von denen der 


führung von H. 16 der deutſchen Grundrechte im Betreff der Juden 


ma, über deren Reſultat im Betreff der Parteien noch conjecturirt 
wir, die Wahlbewegung für die am 12. Febr. ſtattfindenden Wahlen 
zur 1 Kammer an der Tagesordnung. In Berlin haben die Stadtver⸗ 
ordneen mit nur 1 Stimme Mehrheit beſchloſſen, beim Magiſtrat um Ver⸗ 
wendung für Aufhebung des Belagerungszuſtandes anzutragen. Die Re⸗ 
organiſgtion der Bürgerwehr wird als nahe bevorſtehend bezeichnet. Aus 


Berichterſtatter des Ausſchuſſes ſagt, daß ſie ihm bei Abfaſſung ſeines 


muͤgetheilt. In Preußen iſt nach erfolgten Wahlen für die II. Kam⸗ Berichts zur Grundlage gedient, hat der völkerrechtliche Ausſchuß verviel⸗ 


fältigen und unter die Mitglieder der Nationalverſammlung vertheilen zu laf- 
fen; 2) bis nach erfolgter Vertheilung dieſer Karten bleibt die Verhand⸗ 
lung des Gegenſtandes ausgeſetzt. 5 

2. Präjudicieller Antrag des Abg. Rösler aus Oels: In Erwä⸗ 


gung, daß der Ausſchußbericht weder an ſtatiſtiſchen noch an andern nö⸗ 


thigen Nachweiſungen genügende Vorlage bietet, um eine definitive Ent— 
ſcheidung treffen zu können; daß ferner derſelbe nicht einmal mit einer 


— — 
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Sprachenkarte noch felbft mit einer wirklich überſichtlichen und genauen 


Darſtellung der Grenzregulirung verſehen iſt; daß endlich der Bericht vie⸗ 
len Mitgliedern erſt geſtern am Vormittag in die Hände gekommen iſt 
und denſelben alfo in der That die Zeit gefehlt hat, den Bericht gründ- 
lich zu prüfen, beantrage ich: principaliter die ſofortige Rückverweiſung 


des Berichts an den Ausſchuß, behufs gründlicherer Vorlagen, eventualiter 


die Vertagung der Berathung auf eine ſpätere Tagesordnung, und zwar 
mindeſtens erſt nach drei Tagen. 

3. Des Abg. Oſterrath: In Erwägung, daß die jetzt feſtgeſtellte 
Demarcationslinie nach Ausweis des Nachtrags zum Ausſchußbericht und 
der dieſem beigefügten (neunten) Anmerkung noch nicht als definitiv anzu⸗ 
ſehen iſt, ſondern abermalige Verhandlungen über Abänderung derſelben 
eingeleitet werden können; daß in dem zu reorganiſirenden Theile eine An⸗ 
zahl von Deutſchen wohnt, welche den Anſchluß an Deutſchland wünſcht; 
daß die polniſche Bevölkerung in beiden Theilen des Großherzogthums Po⸗ 
ſen eine gemeinſame, ihre Nationalität in gerechter Weiſe berückſichtigende 
Verwaltung einer Theilung des Landes vorziehen wird, um ſo mehr, als 
die durch die Demarcationslinie von Deutſchland getrennten Polen dadurch 
auch von den Polen in Weſtpreußen getrennt werden; daß die gerechte 
Berückſichtigung ihrer Nationalität allen zu Deutſchland gehörigen Polen 
bereits durch die Nationalverſammlung zugeſichert iſt, endlich, daß nach 


Ausweis der Verhandlung vom 15. Dec. v. J. die Verſchiebung der Grenz- 


linie bis zur ruſſiſchen Grenze bereits eventuell in Ausſicht genommen, und 
in dieſer Verhandlung mehre gegen die jetzige Demarcationslinie in ſtrate⸗ 
giſcher Hinſicht entſtehende Bedenken hervorgehoben ſind, wird dahin an⸗ 
getragen: die jetzt feſtgeſetzte Demarcationslinie noch nicht zu genehmigen, 
ſondern dieſe Angelegenheit an die proviſoriſche Centralgewalt zurückzuge⸗ 
ben, um mit der k. preußiſchen Regierung über die Einverleibung des gan⸗ 
zen Großherzogthums Poſen in den deutſchen Bund in Verhandlung zu 
treten. 

4. Des Abg. Ahrens: In Erwägung, daß ſeit dem 2. April v. J., 
wo zuerſt von der deutſchen Bundesverſammlung die Aufnahme eines 
Theiles des Großherzogthums Poſen mit einer Bevölkerung von 593,390 
Seelen (Zählung 1846) ausgeſprochen wurde, wiederholte neue Abgren⸗ 
zungen zu Gunſten des deutſchen Theiles vorgenommen ſind, ſodaß nach 
der letzten, welche jetzt der Genehmigung der Reichsverſammlung vor⸗ 
gelegt wird, der in den deutſchen Bundesſtaat aufzunehmende Theil 
mehr als zwei Drittel des Großherzogthums beträgt; in Erwägung, daß 
der übrigbleibende Theil gar keine abgeſonderte, geſunde politiſche Or— 
ganiſation und Verwaltung erhalten könnte; in Erwägung, daß, wenn die 
politiſche Nothwendigkeit und das Intereſſe Deutſchlands die Aufnahme 
des von deutſcher Bevölkerung bewohnten Theiles von Poſen rechtfertigen kann, 
nicht eine Maßregel genommen werden darf, welche zu einem Uebel noch ein 
größeres fügt, und bei ihrer politiſch⸗adminiſtrativen Verwerflichkeit auch noch 
den Schein cines unedlen Uebermuths gegen ein unglückliches Volk an ſich 
trägt; in Erwägung, daß es unter den vorliegenden Verhäͤltniſſen für den 
übrigbleibenden Theil wünſchenswerther ſein könnte, ebenfalls in den deut⸗ 
ſchen Bundesſtaat aufgenommen als von dem andern nationell und admi⸗ 
niſtrativ getrennt zu werden, ermächtigt die Nationalverſammlung die Cen⸗ 
tralregierung, die preußiſche Regierung aufzufodern: die Wünſche des übrig: 
bleibenden Theiles der Bevölkerung hinſichtlich einer unter den vorliegen⸗ 
den Verhältniſſen zu vollziehenden Aufnahme in den deutſchen Bundesſtaat 
zu vernehmen und eintretendenfalls dieſe Aufnahme in geeigneter Weiſe 
zu erwirken. 

5) Des Abg. Wigard: In Erwägung: 1) daß die Nationalver⸗ 
ſammlung am 27. Jul. v. J. ſich die letzte Entſcheidung über die zu 
treffende Abgrenzung zwiſchen dem polniſchen und deutſchen Theile des 
Großherzogthums Poſen nach dem Ergebniß weiterer von der Central⸗ 
gewalt zu veranftaltenden Erhebungen vorbehalten hat; 2) daß in dieſem 
Vorbehalte und dem Wort „Erhebungen“ nicht die alleinige Erhebung 
bezüglich der ſtrategiſchen Verhältniſſe, fondern die Erhebung aller in dem 
Großherzogthum Poſen vorhandenen Umſtände und Verhältniſſe verſtanden 
war; 3) daß der vorliegende Bericht des völkerrechtlichen Ausſchuſſes nur 
allein die ſtrategiſchen Rückſichten ins Auge faßt und ausdrücklich das De: 
kenntniß ablegt, daß ſelbſt die ſprachlichen Verhältniſſe nur dann gleich⸗ 
mäßig berückſichtigt worden find, wo es ohne Beeinträchtigung wichtigerer 
militairiſcher und politiſcher Rückſichten thunlich war; 4) daß nach den 
Berichten des Reichscommiſſars die polniſche Bevölkerung bei Feſtſtellung 
der Demarcationslinie nicht gehört worden iſt; 5) daß hiernach der ver⸗ 
werfliche Grundſatz der vormärzlichen Diplomatie aufs neue ſanetionirt 
werden will, die Völker nur nach dem Willen des Stärkern zu vertheilen; 
6) daß es die Würde der deutſchen Nation verletzt, ihre Stärke der un⸗ 
terdrückten polniſchen Bevölkerung des Großherzogthums Poſen gegenüber 
geltend zu machen; 7) daß namentlich aber auch die neuerdings vorge⸗ 
ſchlagene Demarcationslinie alle billigen Rückſichten gegen die unglückliche 
polniſche Bevölkerung außer Augen ſetzt und ſie hinſichtlich ihrer materiel⸗ 
len Verhältniſſe dem offenen Verderben zuführt, beſchließt die deutſche Na⸗ 
tionalverſammlung: 1) über den vorliegenden Bericht des volkerrechtlichen 
Ausſchuſſes zur Tagesordnung überzugehen und 2) die definitive Feſeſtel⸗ 
lung der DSemarcationslinie zwiſchen dem deutſchen Reiche und Poſen dem 
Zeitpunkte vorzubehalten, wo es dem völkerrechtlichen Ausſchuß möglich ge⸗ 
worden iſt, einen auf allſeitige Erhebung aller Verhältniſſe, namentlich 
auch auf Anhörung der polniſchen Bevölkerung geftügten Bericht vorzulegen. 

Vor Allem berieth man den Schmidt'ſchen Antrag, welcher, nach⸗ 
dem Abg. Schubert aus Königsberg (Berichterſtatter) bemerkt hatte, 
daß die Specialkarte 28 Sectionen enthalte und deren Vervielfältigung 
wenigſtens neun Monate erfodern würde, mit überwiegender Mehrheit 
verworfen wurde. Zuerſt ſprach Abg. Döllinger, welcher die Theilung 
Polens im Princip verdammt, jedoch ſtatt einer Theilung Poſens, 


welche dort einen Herd der Unzufriedenheit, ein zweites Irland ſchaffen 
würde, die Einverleibung der ganzen Provinz in den Deutſchen Bund 
vorzieht und deshalb für Oſterrath's Antrag ſpricht. Abg. Göden 


dagegen beruft ſich auf den Beſchluß vom 27. Jul., wodurch die Ein⸗ 


verleibung des Ganzen bereits verworfen ſei, und ſtimmt für den Aus⸗ 
ſchuß. Abg. Venedey erklärt ſich gegen denſelben und verſichert, er 
vertrete hier das Schamgefühl von ganz Deutſchland. Der Rechten, die 
darüber lacht, ruft er zu: Sie, meine Herren! Sie haben freilich dieſes 
Schamgefühl nicht. Abg. v. Radowitzvertheidigt die Demarcationslinie aus 
politiſch-militairiſchen Gründen. Abg. Rösler aus Oels findet den Aus: 
ſchußbericht ſo mangelhaft, daß er ihn nicht einmal einem Primaner 
zur Grundlage eines Penſums geben möchte. Er erklärt, auf eine 
ſolche Vorlage hin nicht fiimmen zu können. Abg. Wurm erkennt in 
der Demarcation einen Gewaltſtreich, den aber die Nothwendigkeit ge⸗ 
biete. Uebrigens werde in dem ausgeſchiedenen Theil immerhin der 
Kern eines künftigen Polens hingeſtellt. Abg. Wiesner vergleicht die 
Theilung Poſens mit dem Urtheil Salomonis, bedauert aber, daß kein 
Salomo auf dem deutſchen Throne ſitze. Abg. Wuttke bekämpft den 
Kosmopolitismus der Linken und macht die vormärzlichen An⸗ 
ſprüche Deutſchlands auf Pofen geltend. Hierauf wird die Debatte 
geſchloſſen und dem Referenten Schubert das Schlußwort ertheilt und 
dann abgeſtimmt. Die Anträge der Abgg. Wigard, Oſterrath und 
Ahrens werden verworfen, der Ausſchußantrag mit 280 gegen 124 Stim⸗ 


men angenommen (10 Abgeordnete enthielten ſich der Abſtimmung), da⸗ 


gegen der weitere Antrag des Ausſchuſſes auf Zuweiſung mehrer nach⸗ 
träglich eingegangener Reclamationen poſenſcher Gutsbeſitzer an das 
Reichsminiſterium abgelehnt. Am 8. Febr. werden die noch unerledig⸗ 
ten Paragraphen der Grundrechte berathen. 

Frankfurt a. M., 5. Febr. Wir erfahren, ſagt die Parla⸗ 
ments⸗Correſpondenz, von den bedeutſamen Verhandlungen der geſtrigen 
Sitzung des Verfaſſungsausſchuſſes. Er hat ſich, indem er die 
Reichsverfaſſung (Nr. 37) zur zweiten Lefung zu revidiren begann, zunächſt 
dafür entſchieden, der Nationalverſammlung in Betreff des §. 1 vor⸗ 
zuſchlagen: „daß fie in Rückſicht auf die Verhältniſſe Oeſterreichs und 
Schleswig⸗Holſteins die zweite Leſung dieſes Paragraphen bis auf 
weiteres ausſetze.“ Dieſem wichtigen erſten Beſchluſſe folgte der noch 
wichtigere über $. 2 und 3. Es wurde geäußert, dieſe Paragraphen, 
nur beantragt, um die unklare Stellung Oeſterreichs zu Deutſchland 
zur Entſcheidung zu bringen, hätten jetzt ihre Bedeutung verloren, 
könnten um ſo mehr geſtrichen werden, als ſie auf den rein doctrinellen 
Begriff der Perſonalunion gegründet ſeien, und obenein die Löſung der 
ſchleswig⸗holſteiniſchen Frage erſchwerten. 
ſchlag: ſtatt der §§. 2, 3 und 4 zu ſagen: „Die Vereinigung eines 
deutſchen Landes mit einem nichtdeutſchen unter gemeinſchaftlicher Re⸗ 
gierung kann den Rechten und Verpflichtungen dieſes deutſchen Lan⸗ 
des als ſolchen keinerlei Abbruch thun,“ mit 6 gegen 14 Stimmen 
(2 Oeſterreicher, 2 Baiern, 1 Hannoveraner, 1 Braunſchweiger) ver⸗ 
worfen. Es wurden nach einander die Paragraphen, welche den Ab— 
ſchnitt vom Reiche bilden, mit 15 gegen 5 Stimmen angenommen. 
Es widerlegt dieſe Abſtimmung in einem gewiſſen Grade das Gerücht 
von der Coalition der Linken mit den Oeſterreichern. Noch wird uns 
die Aeußerung eines ſehr angeſehenen öſterreichiſchen Mitgliedes des 
Ausſchuſſes mitgetheilt: Nicht die Regierung, ſondern die deutſche Be— 
völkerung Oeſterreichs ſei über jene 58. 2 und 3 erbittert geweſen, denn 


ſo deutſch geſinnt ſie ſei, wolle ſie doch entſchieden das Zuſammenblei⸗ 


ben der Geſammtmonarchie. 


— Durch den $. 43 der von der Nationalverſammlung angenomme⸗ 
nen Grundrechte find die Grenzen der Militairgerichtsbarkeit näher be⸗ 
ſtimmt, und es iſt bei der erſten Leſung des Abſchnitts über die Reichs⸗ 
gewalt der Beſchluß gefaßt worden, daß für das deutſche Heer ein und 
daſſelbe Militairgeſetz zu erlaſſen ſei. Das Reichskriegsminiſte— 
rium hat, im Einverſtaͤndniß mit dem Reichsminiſterium der Juſtiz, 
ſchon vor einiger Zeit es für nöthig erkannt und demgemäß veranlaßt, 
daß durch den für dieſen Zweck hierhergezogenen und im Fache der 
Militairgeſetzgebung bereits rühmlich bekannten preußiſchen geh. Kriegs⸗ 
rath Fleck die Vorarbeiten für dieſen Theil der Reichsgeſetzgebung und 
zwar ſowol für ein dieſen Grundſätzen entſprechendes allgemeines Kriegs: 
geſetz, als für das Verfahren vor den Kriegsgerichten mit der größten 
Thätigkeit ausgeführt werden. Um die hiernach in der Bearbeitung 
begriffenen Entwürfe zu einer für das geſammte deutſche Heer gültigen 
Kriegsgeſetzgebung einer möglichſt umfaſſenden Prüfung zu unterwer⸗ 
fen und dabei einerſeits die Bedürfniſſe des praktiſchen Kriegsdienſtes 
als nächſte und unerlaßliche Grundlage feſtzuſtellen, andererſeits aber 
auch alles Zweckmäßige, was die zur Zeit in den wichtigſten Theilen 
des deutſchen Bundesheeres geltenden Vorſchriften darbieten, benutzen 
zu können, hat das Reichskriegsminiſterium dem Vernehmen nach eine 
Commiſſion berufen, welche in den gedachten beiden Richtungen aus 
mit den praktiſchen Dienſtbedürfniſſen vollkommen vertrauten Stabs⸗ 
offizieren und aus höhern Militair⸗Juſtizbeamten der verſchiedenen deut⸗ 


ſchen Armeecorps beſtehen, und wozu das öſterreichiſche, preußiſche. 


. j9j—— — 


Es wurde jedoch der Vor⸗ 
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